
Geschäftsordnung
des Kreisverbandes Aurich im Klootschießen und Boßeln e.V.

§ 1 Geltungsbereich

(1) Der Kreisverband erlässt zur Durchführung von Versammlungen, Sitzungen und
Tagungen  (nachstehend  Versammlungen  genannt)  diese  Allgemeine  Geschäftsord-
nung. 

(2) Die Allgemeine Geschäftsordnung gilt als Ergänzung der Satzung des Kreisver-
bandes.

§ 2 Öffentlichkeit

(1) Die Vertreterversammlungen sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen,
wenn auf Antrag ein entsprechender Beschluss gefasst wird.

(2) Alle weiteren Versammlungen sind nicht öffentlich. Die Öffentlichkeit kann zuge-
lassen werden, wenn die Versammlung dies beschließt.

§ 3 Einberufung

(1) Die Einberufung zur Vertreterversammlung des Kreisverbandes regelt sich nach 
§ 11 Abs. (1) der Satzung.

(2) Die Einberufung aller anderen Versammlungen erfolgt, soweit die Satzung nichts
anderes bestimmt, durch die Geschäftsführung einvernehmlich mit dem Vorsitzenden
des Organs bzw. Ausschusses nach Bedarf. Die Einladungsfrist soll mindestens eine
Woche betragen. Eine Tagesordnung ist zu Beginn der Sitzung festzulegen.

(3) In Eilfällen können Vorstandssitzungen, Ausschusssitzungen und Gebietsversamm-
lungen vom jeweiligen Vorsitzenden kurzfristig einberufen werden.

(4) Dem KV-Vorsitzenden sind die Einberufungsunterlagen zum gleichen Zeitpunkt
zur Information zuzusenden. 

(5) Der KV-Vorsitzende hat das Recht, an den Versammlungen beratend teilzunehmen.

§ 4 Pflichten des Vorsitzenden

(1) Der Vorsitzende hat sein Amt unparteiisch und sachlich zu führen.

(2) Er überwacht die Geschäftsführung nach den Satzungen und Ordnungen des Kreis-
verbandes und nach den Beschlüssen der Vertreterversammlung und des Vorstandes.



(3) Zur Gewährleistung eines ordnungsgemäßen Geschäftsablaufes kann der Vorstand
i. S. d. § 8 Abs. (3) der Satzung bei Frist- / Terminüberschreitungen Geldbußen bis zur
Höchstgrenze des § 7 Nr. 1 Buchstabe (c) der Sportgerichtsordnung festsetzen. Hierbei
sind Bedeutung der Frist / des Termins und die Dauer der Überschreitung angemessen
zu berücksichtigen. 

(4) Der Vorsitzende ist berechtigt, in Verbindung mit dem Kassenwart Ausgaben bis
zu einer Höhe von 500,--  € zu tätigen. Ausgaben in einer  Höhe von 500,--  €  bis
1.500,-- € kann der Vorstand beschließen. Ausgaben in einer Höhe von 1.500,-- € bis
3.000,-- € können nur nach einem vorher erfolgten Beschluss des erweiterten Vor-
standes erfolgen. Ausgaben von über 3.000,-- € sind durch die Vertreterversammlung
zu beschließen.

(5) Der Vorsitzende kümmert sich insbesondere um die Verbands- und Öffentlichkeits-
arbeit. Er kann Aufgaben auf seine Stellvertreter delegieren.

§ 5 Beschlussfähigkeit

(1) Die Beschlussfähigkeit des Vorstandes, des erweiterten Vorstandes und der Vertre-
terversammlung ergeben sich aus der Satzung.

(2)  Die  übrigen  Versammlungen  sind  beschlussfähig,  wenn  nach  ordnungsgemäß
ergangener  Einladung  mindestens  die  Hälfte  der  stimmberechtigten  Mitglieder
anwesend ist. Stimmübertragungen sind nicht gestattet.

(3) Eine Versammlung wird beschlussunfähig, wenn mehr als die Hälfte der stimmbe-
rechtigten Mitglieder nicht mehr anwesend ist. In diesem Falle muss jedoch die Be-
schlussunfähigkeit beantragt werden; eine nachträgliche  Feststellung ist unzulässig.

§ 6 Versammlungsleitung

(1) Die Versammlungen werden vom Vorsitzenden (nachfolgend Versammlungsleiter
genannt) eröffnet, geleitet und geschlossen.

(2) Falls der Versammlungsleiter und seine satzungsmäßigen Vertreter verhindert sind,
wählen die erschienenen Mitglieder  aus ihrer  Mitte einen Versammlungsleiter.  Das
Gleiche gilt für Aussprachen und Beratungen, die den Versammlungsleiter persönlich
betreffen.

(3) Nach Eröffnung prüft der Versammlungsleiter die Ordnungsmäßigkeit der Einberu-
fung, die Anwesenheitsliste,  die Stimmberechtigung und gibt die Tagesordnung be-
kannt. Die Prüfungen können delegiert werden. Über Einsprüche gegen die Tagesord-
nung oder Änderungsanträge entscheidet die Versammlung ohne Debatte mit einfacher
Mehrheit.
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(4)  Die  Tagesordnung  ist  in  der  bekanntgegebenen  Reihenfolge  zu  behandeln.
Änderungen und Ergänzungen müssen vor Eintritt in die Tagesordnung beschlossen
werden.
(5) Zu den einzelnen Tagesordnungspunkten soll eine ausreichende Berichterstattung
gegeben werden. 

(6) Dem Versammlungsleiter stehen alle zur Aufrechterhaltung der Ordnung erforder-
lichen Befugnisse zu.  Ist  die ordnungsgemäße Durchführung der Versammlung ge-
fährdet, kann er insbesondere das Wort entziehen, Ausschlüsse von Einzelmitgliedern
auf  Zeit  oder für die ganze Versammlungszeit, Unterbrechung oder Aufhebung der
Versammlung anordnen. Über Einsprüche, die unmittelbar ohne Begründung vorzu-
bringen sind, entscheidet die Versammlung mit einfacher Mehrheit ohne Aussprache.

§ 7 Worterteilung und Aussprache

(1) Das Wort zur Aussprache erteilt der Versammlungsleiter. Die Worterteilung erfolgt
in der Reihenfolge der Wortmeldungen.

(2) Reden darf nur, wem der Vorsitzende das Wort erteilt.

(3)  In  Ausführung  seines  Amtes  kann  der  Versammlungsleiter  jederzeit  das  Wort
ergreifen.

(4) Teilnehmer einer Versammlung müssen den Versammlungsraum verlassen, wenn
die Tagesordnungspunkte behandelt werden, die sie in materieller Hinsicht persönlich
betreffen.

(5) Wortmeldungen erfolgen durch Handaufheben, Wortmeldungen zur Geschäftsord-
nung können durch Zuruf erfolgen.

(6)  Zur  Geschäftsordnung dürfen jeweils  nur  ein Für-  und ein  Gegenredner  gehört
werden.

§ 8 Anträge und Beratung

(1) Während der Beratung über einen Tagesordnungspunkt sind folgende Anträge ohne
Feststellung der Dringlichkeit zugelassen:

a) Anträge zur Geschäftsordnung,
b) Änderungsanträge,
c) Zusatzanträge.

Wird angezweifelt,  ob es sich im Einzelfall um einen solchen Antrag handelt,  ent-
scheidet darüber die Versammlung mit einfacher Mehrheit.
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(2)  Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so richtet sich die Reihenfolge nach
Ziff. 1 a – c.

(3) Antrag auf Schluss der Beratung darf nur stellen, wer zur Sache noch nicht gespro-
chen hat, ausgenommen der Versammlungsleiter.

(4) Für Anträge auf Satzungsänderungen gelten die Bestimmungen des § 13 Abs. (2)
und (3) der Satzung.

§ 9 Dringlichkeitsanträge

(1) Anträge über nicht auf der Tagesordnung stehende oder sich erst aus der Beratung
zu einzelnen Tagesordnungspunkten ergebende Fragen gelten als Dringlichkeitsanträge
und können nur  mit  Zustimmung  einer  3/4-Mehrheit  zur  Beratung und  Beschluss-
fassung kommen.

(2) Über die Dringlichkeit eines Antrages ist außerhalb der Rednerliste sofort abzu-
stimmen, nachdem der Antragsteller gesprochen hat. Ein Gegenredner ist zuzulassen.

(3) Ist die Dringlichkeit angenommen, so erfolgt die weitere Beratung und Beschluss-
fassung.

§ 10 Ausschüsse

(1)  Für  bestimmte  Aufgaben  können  außer  dem  satzungsgemäßen  Ausschuss
(Spielausschuss) weitere Ausschüsse gebildet werden.

(2) In jeden Ausschuss ist ein Mitglied des Vorstandes mit vollem Stimmrecht zu ent-
senden. Der Ausschuss wählt aus seinen Reihen den Vorsitzenden.

§ 11 Abstimmungen

(1) Die Reihenfolge der zur Abstimmung kommenden Anträge ist vor der Abstimmung
deutlich bekanntzugeben.

(2) Jeder Antrag ist vor der Abstimmung nochmals durch den Versammlungsleiter zu
verlesen.

(3) Liegen zu einer Sache mehrere Anträge vor, so ist über den weitestgehenden An-
trag zuerst  abzustimmen. Bestehen Zweifel,  welcher Antrag der weitestgehende ist,
entscheidet die Versammlung ohne Aussprache.

(4) Zusatz-, Erweiterungs- und Unteranträge zu einem Antrag kommen gesondert zur
Abstimmung.

4



(5) Abstimmungen erfolgen offen. Sind Stimmkarten ausgegeben, sind diese vorzu-
zeigen. Der Versammlungsleiter muss jedoch eine geheime oder namentliche Abstim-
mung durchführen, wenn es beantragt wird.

(6)  Nach  Eintritt  in  die  Abstimmung  darf  das  Wort  zur  Sache  nicht  mehr  erteilt
werden.

(7) Bei Zweifeln über die Abstimmung hat der Versammlungsleiter Auskunft zu ge-
ben.

(8) Soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, entscheidet bei allen Abstimmungen
die  einfache  Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen,  wobei  Stimmengleichheit  Ab-
lehnung bedeutet. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht mitgezählt.

(9) Auf den Antrag von mindestens zehn Prozent der anwesenden stimmberechtigten
Mitglieder muss eine Abstimmung wiederholt werden, wenn der Antrag von mindes-
tens der Hälfte der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder angenommen wird. Der
Antrag  kann  auf  Wiederholung  der  Abstimmung  in  offener  oder  geheimer  Weise
gerichtet sein.

§ 12 Wahlen

(1) Wahlen dürfen nur dann durchgeführt werden, wenn sie satzungsgemäß anstehen,
auf der Tagesordnung stehen und bei der Einberufung bekanntgegeben worden sind.

(2)  Wahlen sind  grundsätzlich in  der  satzungsmäßig vorgeschriebenen Reihenfolge
vorzunehmen, wenn die Versammlung nichts anderes beschließt.

(3)  Vor Wahlen können Stimmzähler bestellt  werden, die die Aufgaben haben, die
angegebenen Stimmen zu zählen und zu kontrollieren.

(4) Bei Vorstandswahlen hat die Vertreterversammlung einen Wahlleiter zu bestellen,
der während des Wahlganges die Rechte und Pflichten eines Versammlungsleiters hat.

(5) Vor der Wahl sind die Kandidaten zu fragen, ob sie im Falle einer Wahl das Amt
übernehmen.

(6) Es wird en bloc gewählt, soweit kein Gegenkandidat vorhanden oder ein Posten
neu zu besetzen ist. Der 1. Vorsitzende ist zuvor alleine zu wählen und übernimmt
dann die Leitung der Versammlung.

(7) Das Wahlergebnis ist festzustellen, der Versammlung bekanntzugeben und im Pro-
tokoll festzuhalten.
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§ 13 Versammlungsniederschriften

(1) Über alle Versammlungen sind Niederschriften zu führen. Diese sollen möglichst
unverzüglich versandt werden. Aus ihnen müssen Datum, Versammlungsort, Gegen-
stände der Beschlussfassung in der Reihenfolge der Behandlung, die Beschlüsse im
Wortlaut und das Abstimmungsergebnis ersichtlich sein.

(2) Niederschriften der Versammlung sind jeweils vom Protokollführer und vom Ver-
sammlungsleiter zu unterzeichnen.

(3) Niederschriften der Versammlungen gelten als genehmigt, wenn nicht innerhalb
von 10 Tagen nach Zugang der Niederschrift schriftlich beim Vorsitzenden Einspruch
erhoben wird. Über den Einspruch entscheidet das betreffende Organ oder Gremium in
seiner nächsten Versammlung.

§ 14 Aufwandsentschädigung und Reisekosten

Aufwandsentschädigung
 erstattet Geschäftsordnung

 der 1 Anhang nach werden Reisekosten und 

  § 15 Änderung der Geschäftsordnung

Über Änderungen der Geschäftsordnung beschließt der erweiterte Vorstand, soweit es
die Satzung zulässt.

§ 16 Inkrafttreten

Die  Vertreterversammlung hat  am 21.04.95  beschlossen,  dass  ab  Inkrafttreten  der
Satzung nach dieser Geschäftsordnung verfahren werden soll.
Die Änderungen gemäß Beschluss der Jahreshauptversammlung am 27.04.2001 - § 14 Abs. (1) - Seite 6 – 
und § 15 - Seite 6 - sind eingearbeitet.
Die Änderungen - Seite 2 § 4 Abs. (3) gemäß Beschluss der Herbstversammlung vom 31.08.2001- Währungsum-
stellung DM in EURO sind eingearbeitet. (Gültig ab 01.01.2002)
Die Änderungen – Währungsumstellung – gemäß Beschluss des erweiterten Vorstandes vom 29.11.2001 - § 14
Abs.(1) und (3) - Seite 6 -  sind eingearbeitet. (Gültig ab 

Die  31.01.2020 vom Vertreterversammlung der Beschluss gemäß -Aufwandsentschädigung §14 Änderung 

Änderung

  berechtigt......) ist Vorsitzende
 Der – berechtigt... ist (Er geändert: folgt wie ist (4) Absatz neue Der (5). und (4) nunmehr sind (4) und (3) sätze
 Ab- bisherigen Die neu. (3) 4 § ( 01.04.2004. vom Vorstandssitzung erweiterten der Beschluss gemäß 

01.01.2002)
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Anhang 1 der Geschäftsordnung 
 
Entschädigungsordnung des Kreisverband Aurich im Boßeln und Klootschießen e. 
V. vom 28.05.2019 

 Reisekosten 

Personen, die im Auftrag des Kreisverband Aurich im Boßeln und Klootschießen e.V. Reisen 

unternehmen, haben nach folgenden Maßgaben Anspruch auf Erstattung der Kosten: 

1. Genehmigung 

Jede Reise muss vor Antritt vom Vorstand genehmigt werden. Eine nachträgliche 

Genehmigung ist nur in Ausnahmefällen möglich. 

Generell genehmigt sind Reisen der Vorstandsmitglieder im Rahmen ihrer Tätigkeit für den 

Kreisverband Aurich im Boßeln und Klootschießen e.V. 

2. Verkehrsmittel 

Es ist generell das preiswerteste Verkehrsmittel zu wählen. Bei Benutzung öffentlicher 

Verkehrsmittel ist die günstigste Klasse zu wählen. Ermäßigungsmöglichkeiten 

(Gruppentarife, Bahncard) sind zu nutzen. Werden private Kraftfahrzeuge eingesetzt, so sind 

nach Möglichkeit Fahrgemeinschaften zu bilden. 

Für die Nutzung eines privaten Kraftfahrzeugs kann eine Kilometerpauschale gem. § 9 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 4a Satz 2 EStG in der jeweils gültigen Fassung von derzeit 0,30 Euro abgerechnet 

werden. 

3. Übernachtungen 
Übernachtungskosten werden erstattet, wenn die An- bzw. Abreise am Tag der Veranstaltung 
unzumutbar ist. Die Anreise am gleichen Tag ist unzumutbar, wenn die Abfahrt von der 
Wohnung vor 6.00 Uhr erfolgen müsste. Die Abreise am gleichen Tag ist nicht zumutbar, wenn 
die eigene Wohnung erst nach 24.00 Uhr erreicht werden könnte. 

4. Verpflegungsmehraufwand 

Verpflegungskosten werden - gestaffelt nach den jeweils gültigen Einkommensteuer-

Richtlinien bezüglich Dienstreisen - ab einer Abwesenheit vom Wohn- bzw. Dienstort von 

mindestens 8 Stunden pauschal erstattet. 

Für unentgeltlich erhaltene Verpflegung werden von den Pauschsätzen folgende Sätze 

abgezogen: 

 Frühstück 20 Prozent 

 Mittagessen 40 Prozent 

 Abendessen 40 Prozent 



5. Reisenebenkosten 

Notwendige Nebenkosten der Reise (zum Beispiel Parkgebühren, Gepäckaufbewahrung) 

werden erstattet, soweit sie durch Belege nachgewiesen werden. Schadenersatz für Verlust oder 

Beschädigung von Gepäck und für Schäden am privaten Fahrzeug wird nicht gewährt. 

6. Anträge auf Erstattung 

Der Antrag auf Reisegenehmigung bzw. auf Erstattung der Kosten ist formlos in Schrift - oder 

elektronischer Form zu beantragen, geeignete Nachweise sind beizufügen. Die Richtigkeit der 

Reisekostenabrechnung bestätigt der Antragsteller konkludent mit seinem Antrag. Kosten, die 

nicht nachgewiesen oder glaubhaft gemacht werden können, sind von der Erstattung 

ausgeschlossen. 

Reisekostenabrechnungen sind spätestens einen Monat nach Abschluss des jeweiligen 

Geschäftsjahres (31.12.) dem Kassenwart des Kreisverband Aurich im Boßeln und 

Klootschießen e.V. vorzulegen. Nach Ablauf dieser Frist erlischt der Anspruch auf 

Kostenerstattung, es sei denn, es erfolgt ein Nachweis, dass die Fristversäumnis nicht 

selbstverschuldet war. 

7. Kostenerstattung 

Bei der Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln werden die Kosten in Höhe der eingereichten 

Belege erstattet. Übernachtungskosten werden bis zu einer Höhe von 80 Euro pro Tag gegen 

Nachweis erstattet, sofern nicht über Pauschalen abgerechnet wird (wahlweise möglich). Die 

Pauschalen richten sich nach den jeweils gültigen Einkommenssteuerrichtlinien bezüglich 

Dienstreisen. Die Erstattung von Reisekosten erfolgt grundsätzlich unbar, über Ausnahmen 

entscheidet der Vorstand. 

Der Kreisverband Aurich im Boßeln und Klootschießen e.V. ist berechtigt, Ansprüche auf 

Erstattung von Reisekosten mit fälligen Forderungen aufzurechnen, die gegen den 

Antragsteller bestehen. Dies gilt auch für Forderungen, die erst nach der Antragstellung 

entstehen. 

Ein Vorschuss bezüglich Reisekosten wird grundsätzlich nicht gewährt.  

Voraussetzung für die Erstattungen nach Pauschalen für Übernachtungs- und 

Verpflegungskosten ist, dass tatsächliche Aufwendungen nachgewiesen werden. 

8. Ausschluss von Erstattungen 

Die Staffelleiter erhalten für ihre Tätigkeit eine pauschale Aufwandsentschädigung (siehe 

Punkt 2), sämtliche daraus resultierenden Aufwendungen sind hierdurch abgegolten und 

ausdrücklich nicht als Reisekosten im Sinne dieser Verordnung erstattungsfähig. 



 Staffelleiterentschädigungen 

Die Staffelleiter erhalten für ihre Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung je betreuter 

Liga/Klasse. 

Diese beträgt bei der Mannschaftsstärke von 4 Personen 17,50 Euro sowie bei der 

Mannschaftsstärke von 8 Personen 25,00 Euro pro Saison und hat abgeltende Wirkung für 

sämtliche Kosten. 

Dem Kreisboßelobmann sowie dem Jugendwart werden abweichend von Satz 2 eine erhöhte 

Entschädigung i. H. v. 30,00 Euro pro Saison gewährt. 

Sofern eine Betreuung der jeweiligen Staffel nicht die gesamte Saison durch eine Person 

erfolgte, sind die Entschädigung jeweils nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

anteilig zu gewähren. 

Die Erstattung ist fällig nach Abschluss der Saison und ist unbar auf das jeweilige Konto des 

Staffelleiters zu zahlen. 

 

 Kreis-Mehrkampf 

Den angeschlossenen Vereinen des Kreisverbands Aurich werden pro jugendlichem Werfer auf 

Antrag des jeweiligen Vereins 1,50 Euro je Teilnehmer erstattet. 

   FKV-Mehrkampf 

Sind Vereinsmitgliedern, deren Vereine dem Kreisverband Aurich angeschlossen sind, 

Reisekosten durch die Teilnahme oder Betreuung des FKV-Mehrkampfes entstanden, sind 

diese auf Antrag gern. des Abschnitts Reisekosten Nr. 2 zu erstatten.  Jugendliche Teilnehmer 

vom Kreisverband Aurich wird ein Verpflegungsgeld von 5 Euro gezahlt. Teilnehmende 

Mannschaften vom Kreisverband müssen Fahrgemeinschaften bilden, pro Mannschaft werden 

die Fahrtkosten für zwei PKW beglichen.  Beginn und Ende der Strecke ist immer vom ZOB 

Aurich. (Ist der Kreisverband Aurich Ausrichter werden keine Fahrtkosten erstattet). 

 

 Ehrungen und Trauer 
Gern. Beschluss des Vorstandes sind folgende Zuwendungen zu gewähren:  

a) Verstorbene Mitglieder: 
   direkter Vorstand:             Nachruf sowie Trauerbeigabe 70,00 € 
 erweiterter Vorstand: Nachruf 
 Ehrenmitglieder:  Nachruf 
 Ehrenvorstandsmitglied: Nachruf sowie Trauerbeigabe 70,00 € 

b) Vereinsjubiläen:(25/50/75/100/usw.) Urkunde sowie Geschenk 50,00€ 

 

Aurich, den 28.05.2019 


